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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Horst Arnold, Florian von Brunn, Margit Wild, Klaus Adelt, Na-
tascha Kohnen, Volkmar Halbleib, Markus Rinderspacher, Dr. Simone Strohmayr, 
Ruth Müller, Annette Karl, Florian Ritter und Fraktion (SPD) 

Klimaschutz jetzt – Klares Bekenntnis zu einem nationalen Klimaschutzgesetz 
und einer CO2-Bepreisung 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag begrüßt das Ziel der Bundesumweltministerin, ein nationales Klimaschutz-
gesetz mit konkreten Zeit- und Sektorenzielen zu verabschieden, das vorsieht, die 
Treibhausgas-(THG)Emissionen bis 2050 um 95 Prozent gegenüber 1990 zu reduzie-
ren. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Bundesregierung und die Bundesministerin 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit bei der raschen Durchsetzung eines 
wirksamen Klimaschutzgesetzes zu unterstützen, und auch für Bayern rasch konkrete 
und den Vorgaben des Pariser Klimaabkommens entsprechende THG-Reduktionsziele 
festzulegen. 

Der Landtag begrüßt die im Koalitionsvertrag auf Bundesebene vereinbarte Bepreisung 
von CO2 und unterstützt die Erstellung eines Konzepts für eine solche Bepreisung, die 
sozial gerecht ausgestaltet ist. Diese CO2-Bepreisung soll aufkommensneutral gestal-
tet, das heißt, den Bürgerinnen und Bürgern wieder zurückgegeben werden. 

 

 

Begründung: 

Klimaschutz betrifft alle Bereiche von Wirtschaft und Gesellschaft – den Verkehr ge-
nauso wie die Energieversorgung oder die Nahrungsmittelproduktion. Dabei müssen 
alle Sektoren – Industrie, Energie, Verkehr, Bau und Landwirtschaft – ihren Beitrag leis-
ten, damit die internationalen Verpflichtungen zum Klimaschutz und nicht zuletzt auch 
die im Klimaschutzplan 2050 selbst gesteckten Ziele der Bundesregierung eingehalten 
werden können. Bereits jetzt ist absehbar, dass die Klimaziele für das Jahr 2020, auf 
die sich Deutschland im Übereinkommen von Paris festgelegt hat, kaum einzuhalten 
sind. Dringendes und konsequentes Handeln ist also nötig, damit Deutschland zumin-
dest sein Klimaschutzziel für 2030 – 55 Prozent weniger THG-Ausstoß als 1990 – und 
die europäischen Vorgaben einhalten kann. 

Aus diesem Grund hat die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit, Svenja Schulze, den Entwurf eines Klimaschutzgesetzes vorgelegt, nach dem 
jedes Bundesministerium für den Klimaschutz in denjenigen Wirtschaftssektoren ver-
antwortlich sein soll, die seinem Geschäftsbereich entsprechen. Der Entwurf zeichnet 
für jeden Sektor einen Pfad mit Zwischenschritten vor. Dabei legt er für jedes einzelne 
Jahr zwischen 2020 und 2030 Emissionsmengen fest. Als Grundlage gelten die Verein-
barungen im Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung, wobei immer der niedrigste 
Wert der dort ausgegebenen THG-Emissionsspanne als neue maximale Emissions-
menge festgelegt wird. 
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Ein weiteres notwendiges Mittel, um eine wirkungsvolle rechtliche Begrenzung der 
Treibhausgasemissionen zu erreichen, ist eine effektive Bepreisung von CO2, wie sie 
im Koalitionsvertrag der Großen Koalition vereinbart wurde. Sie ist am besten als CO2-
Steuer auszugestalten. Eine mögliche CO2-Steuer kann und muss sozial gerecht ge-
staltet werden – wissenschaftliche Expertise zeigt, wie dies funktioniert. Eine solche 
Abgabe wird mittlerweile von vielen Verbraucherschutz-, Umwelt- und Industrieverbän-
den unterstützt.  

Der Landtag unterstützt mit vorliegendem Antrag eine schnelle und konstruktive Verab-
schiedung eines konkreten und wirksamen Klimaschutzgesetzes und die Erstellung ei-
nes Konzepts hin zu einer sozial gerechten und verbraucherfreundlichen CO2-Beprei-
sung. 

 



gebraucht, um nachzulesen, was wir von der FDP am 27.01.2019 auf dem Bun-
desparteitag beschlossen haben? Ihr müsst einfach schneller lesen, dann würdet 
ihr schneller an den Bürokratieabbau herangehen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER))

Auf alle Fälle ist es so: Ihr redet die ganze Zeit darüber, dass man dieses A1-Pa-
pier braucht. Alle reden von kurzfristigen Reisen für Stunden. Nur: Das weiß ich 
vier Tage vorher nicht. Ich weiß vier Tage vorher nicht, dass ich nur kurzfristig ins 
Ausland muss. Was ist denn mit den ganzen Servicetechnikern, die wir ins Ausland 
schicken, um unsere Maschinen zu reparieren? Was ist mit denen? Dürfen die 
dann nicht mehr reisen? Gott sei Dank sind die mittlerweile so klug, dass sie im 
Hotel nicht mehr die Firmenadresse angeben, sondern eine Privatadresse, damit 
sie das umgehen können. In der Schweiz wird überall danach gefragt. Schön vor-
sichtig sein für die Leute. Es funktioniert nicht. Wenn eine Maschine kaputt ist, ich 
einen 24-Stunden-Garantieservice habe und dann aus Deutschland ein Techniker 
kommen muss, um das zu reparieren, kann er nicht sagen: 24 Stunden, aber das 
fängt erst in vier Tagen an, wenn ich die Genehmigung habe. – Das ist doch voll-
kommen unpraktikabel!

(Beifall bei der FDP)

Bürokratie! Das Institut für Mittelstandsforschung hat mal ausgerechnet, was uns 
Bürokratie in den Unternehmen im Jahr kostet. In einem mittelständischen Betrieb 
mit unter zehn Leuten kostet das im Jahr pro Mitarbeiter 3.759 Euro – nur die Bü-
rokratie. Günstiger wird es erst dann, wenn man über zwanzig Mitarbeiter hat. 
Dann kostet es einen nämlich nur noch ungefähr 1.976 Euro. Leute, wir müssen 
etwas tun! Wir überlasten kleine Unternehmen. Die können nicht wachsen, weil die 
Auflagen so hoch sind. Das ist ein wunderbares Beispiel: Wenn ich nach Ungarn 
fahre – dort habe ich meinen Betrieb –, müsste ich theoretisch nur für Ungarn be-
antragen. Was ist, wenn ich unterwegs im Auto telefoniere? Womöglich geschäft-
lich? Was habe ich dann? Es merkt schon keiner. – Leute, wenn wir uns an Recht 
und Gesetz halten wollen, müssten wir auch das alles melden! Das ist Quatsch! 
Der beste Vorschlag kam von Herrn Dorow, und zwar mit der Krankenversiche-
rungskarte. Ich habe vorhin nachgeguckt, ob ich sie dabeihabe. Ich habe sie dabei. 
Da steht eigentlich alles drauf, was nötig ist. Leute, weg damit! Ich bitte die Regie-
rung, sich einzusetzen, dieses Ding auf alle Fälle zu kippen. Weg damit! Das 
braucht kein Mensch, das kostet nur Geld und Zeit und schafft Rechtsunsicherheit. 
Wir werden dem Antrag der CSU wirklich gerne zustimmen.

(Beifall bei der FDP, der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 18/2124 seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion der FREIEN WÄH-
LER, die CSU-Fraktion, die FDP-Fraktion, die AfD-Fraktion und die beiden frakti-
onslosen Abgeordneten. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion der SPD. 
Wer enthält sich? – Fraktion der GRÜNEN. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag 
angenommen. 

Die weiteren Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/2125 mit 18/2128 
sowie 18/2143 werden in die zuständigen federführenden Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Protokoll 18/20
vom 23.05.2019
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Horst Arnold, Florian von Brunn, 
Margit Wild u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 18/2127 

Klimaschutz jetzt - Klares Bekenntnis zu einem nationalen Klimaschutzgesetz 
und einer CO2-Bepreisung 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Florian von Brunn 
Mitberichterstatter: Dr. Martin Huber 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucher-
schutz federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesent-
wicklung, Energie, Medien und Digitalisierung, der Ausschuss für Wohnen, 
Bau und Verkehr und der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen  
haben den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner  
12. Sitzung am 6. Juni 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digi-
talisierung hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 10. Sitzung am 27. Juni 2019 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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4. Der Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 10. Sitzung am 2. Juli 2019 mitberaten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen.  

5. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsan-
trag in seiner 34. Sitzung am 10. Juli 2019 mitberaten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Rosi Steinberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Horst Arnold, Florian von Brunn, Margit 
Wild, Klaus Adelt, Natascha Kohnen, Volkmar Halbleib, Markus Rinderspacher, 
Dr. Simone Strohmayr, Ruth Müller, Annette Karl, Florian Ritter und Fraktion 
(SPD) 

Drs. 18/2127, 18/3007 

Klimaschutz jetzt – Klares Bekenntnis zu einem nationalen Klimaschutzgesetz 
und einer CO2-Bepreisung 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Alexander Hold



Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 4)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 4)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen sowie der Abgeord-

nete Plenk (fraktionslos). Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Der Abgeordnete Swo-

boda (fraktionslos) enthält sich. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Bevor ich Tagesordnungspunkt 19 aufrufe, gebe ich Ihnen bekannt, dass im Rahmen 

dieses Tagesordnungspunktes die noch offenen Ersten Lesungen aus der gestrigen 

Sitzung aufgerufen werden. Es sind dies die Ersten Lesungen zu den Gesetzentwür-

fen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Bayerisches Klimagesetz und der 

FDP-Fraktion zur Errichtung eines Richterwahlausschusses.
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